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Originalfassung 
 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz   
RuStAG 
Vom 22. Juli 1913 RGBl 1913, 583 
 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher 
Kaiser, König von Preußen etc. verordnen im 
Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesrats und des Reichs-
tags, was folgt:  

Geänderte Fassung 
 
Staatsangehörigkeitsgesetz 
RGBl 1913, 583. Geltung ab: 1. 1.1980.  
Zuletzt geändert durch Art. 5 G v.  
21. 8.2002 I 3322  
 

Erster Abschnitt. Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 
 

Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit in 
einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die 
unmittelbare Reichsangehörigkeit (§§ 3 bis 
35) besitzt 

Deutscher ist, wer die ... unmittelbare 
Reichsangehörigkeit ... besitzt 

 
 

§ 2 
 

1. Elsaß-Lothringen gilt im Sinne die-
ses Gesetzes als Bundesstaat. 

2. Die Schutzgebiete gelten im Sinne 
dieses Gesetzes als Inland. 

 

/-/ 

 

Zweiter Abschnitt. Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate. 
 

§ 3 
 

Die Staatsangehörigkeit in einem Bundes-
staate wird erworben 

• durch Geburt (§ 4),  
• durch Legitimation (§ 5),  
• durch Eheschließung (§ 6),  
• für einen Deutschen durch Aufnah-

me (§§ 7, 14, 16),  
• für einen Ausländer durch Einbürge-

rung (§§ 8 bis 16).  
 

Die Staatsangehörigkeit ... wird erworben 

• 1. durch Geburt (§ 4), 
• 2. durch Erklärung nach § 5, 
• 3. durch Annahme als Kind (§ 6), 
• 4. durch Ausstellung der Bescheini-

gung gemäß § 15 Abs. 1 oder 2 
des Bundesvertriebenengesetzes 
(§ 7), 

• 4a. durch Überleitung als Deutscher 
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ohne deutsche Staatsangehörigkeit 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes (§ 40a), 

5. für einen Ausländer durch Einbürge-
rung (§§ 8 bis 16 und 40b).  

 
§ 4 

 
1. Durch die Geburt erwirbt das eheli-

che Kind eines Deutschen die 
Staatsangehörigkeit des Vaters, das 
uneheliche Kind eines Deutschen 
die Staatsangehörigkeit der Mutter. 

2. Ein Kind, das in dem Gebiet eines 
Bundesstaates aufgefunden wird 
(Findelkind), gilt bis zum Beweise 
des Gegenteil als Kind eines Ange-
hörigen dieses Bundesstaats.  

 

1.  Durch die Geburt erwirbt ein Kind 
die deutsche Staatsangehörigkeit, 
wenn ein Elternteil die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt. Ist bei 
der Geburt des Kindes nur der Va-
ter deutscher Staatsangehöriger 
und ist zur Begründung der Ab-
stammung nach den deutschen 
Gesetzen die Anerkennung oder 
Feststellung der Vaterschaft erfor-
derlich, so bedarf es zur Geltend-
machung des Erwerbs einer nach 
den deutschen Gesetzen wirksa-
men Anerkennung oder Feststel-
lung der Vaterschaft; die Anerken-
nungserklärung muß abgegeben 
oder das Feststellungsverfahren 
muß eingeleitet sein, bevor das 
Kind das 23. Lebensjahr vollendet 
hat. 

2.  Ein Kind, das in dem Gebiet eines 
Bundesstaats aufgefunden wird 
(Findelkind), gilt bis zum Beweis 
des Gegenteils als Kind eines An-
gehörigen dieses Bundesstaats. 

3.   Durch die Geburt im Inland erwirbt 
ein Kind ausländischer Eltern die 
deutsche Staatsangehörigkeit, 
wenn ein Elternteil  

i. seit acht Jahren rechtmäßig 
seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt im Inland hat und 

ii. eine Aufenthaltsberechtigung 
oder seit drei Jahren eine 
unbefristete Aufenthaltser-
laubnis besitzt. 

Der Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit wird 
durch den für die Beurkun-
dung der Geburt des Kindes 
zuständigen Standesbeam-
ten eingetragen. Das Bun-
desministerium des Innern 
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wird ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über das Ver-
fahren zur Eintragung des 
Erwerbs der Staatsangehö-
rigkeit nach Satz 1 zu erlas-
sen. 
 

Die deutsche Staatsangehörigkeit wird nicht 
nach Absatz 1 erworben bei Geburt im Aus-
land, wenn der deutsche Elternteil nach dem 
31. Dezember 1999 im Ausland geboren 
wurde und dort seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat, es sei denn, das Kind würde sonst 
staatenlos. Die Rechtsfolge nach Satz 1 tritt 
nicht ein, wenn der deutsche Elternteil die 
Geburt innerhalb eines Jahres der zuständi-
gen Auslandsvertretung anzeigt. Sind beide 
Elternteile deutsche Staatsangehörige, so tritt 
die Rechtsfolge des Satzes 1 nur ein, wenn 
beide die dort genannten Voraussetzungen 
erfüllen.  

 
§ 5 

 
Eine nach den deutschen Gesetzen wirksa-
me Legitimation durch einen Deutschen be-
gründet für das Kind die Staatsangehörigkeit 
des Vaters. 

Erklärungsrecht für vor dem 1. Juli 1993 ge-
borene Kinder Durch die Erklärung, deut-
scher Staatsangehöriger werden zu wollen, 
erwirbt das vor dem 1. Juli 1993 geborene 
Kind eines deutschen Vaters und einer aus-
ländischen Mutter die deutsche Staatsange-
hörigkeit, wenn 

1. eine nach den deutschen Gesetzen 
wirksame Anerkennung oder Fest-
stellung der Vaterschaft erfolgt ist, 

2. das Kind seit drei Jahren rechtmäßig 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bundesgebiet hat und 

3. die Erklärung vor der Vollendung 
des 23. Lebensjahres abgegeben 
wird.  

 
 

§ 6 
 

Durch die Eheschließung mit einem Deut-
schen erwirbt die Frau die Staatsangehörig-
keit des Mannes. 

Mit der nach den deutschen Gesetzen wirk-
samen Annahme als Kind durch einen Deut-
schen erwirbt das Kind, das im Zeitpunkt des 
Annahmeantrags das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, die Staatsangehö-
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rigkeit. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit 
erstreckt sich auf die Abkömmlinge des Kin-
des. 

 
§ 7 

 
1. Die Aufnahme muß einem Deut-

schen von jedem Bundesstaat, in 
dessen Gebiet er sich niedergelas-
sen hat, auf seinen Antrag erteilt 
werden, falls kein Grund vorliegt, 
der nach den §§ 3 bis 5 des Geset-
zes über die Freizügigkeit vom 1. 
November 1867 (Bundes-Gesetzbl. 
S. 55) die Abweisung eines Neuan-
ziehenden oder die Versagung der 
Fortsetzung des Aufenthalts recht-
fertigt. 

Der Antrag einer Ehefrau bedarf der Zustim-
mung des Mannes; die fehlende Zustimmung 
kann durch die Vormundschaftsbehörde er-
setzt werden. Für eine unter elterlicher Ge-
walt oder unter Vormundschaft stehende 
Person wird, wenn sie das sechzehnte Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, der Antrag 
von dem gesetzlichen Vertreter gestellt; hat 
sie das sechzehnte Lebensjahr vollendet, so 
bedarf ihr Antrag der Zustimmung des ge-
setzlichen Vertreters. 

Ein Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 
1 des Grundgesetzes, der nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt, erwirbt mit der 
Ausstellung der Bescheinigung gemäß § 15 
Abs. 1 oder 2 des Bundesvertriebenengeset-
zes die deutsche Staatsangehörigkeit. Der 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
erstreckt sich auf diejenigen Kinder, die ihre 
Deutscheneigenschaft von dem nach Satz 1 
Begünstigten ableiten. 

 
§ 8 

 
1. Ein Ausländer, der sich im Inland 

niedergelassen hat, kann von dem 
Bundesstaat, in dessen Gebiete der 
Niederlassung erfolgt ist, auf seinen 
Antrag eingebürgert werden, wenn 
er nach den Gesetzen seiner bishe-
rigen Heimat unbeschränkt ge-
schäftsfähig ist oder nach den deut-
schen Gesetzen unbeschränkt ge-
schäftsfähig sein würde oder der 
Antrag in entsprechender Anwen-
dung des § 7 Abs. 2 Satz 2 von sei-
nem gesetzlichen Vertreter oder mit 
dessen Zustimmung gestellt wird,  
einen unbescholtenen Lebenswan-
del geführt hat,  
an dem Orte seiner Niederlassung 
eine eigene Wohnung oder ein Un-
terkommen gefunden hat und 
an diesem Orte sich und seine An-

1. Ein Ausländer, der sich im Inland 
niedergelassen hat, kann von dem 
Bundesstaat, in dessen Gebiet die 
Niederlassung erfolgt ist, auf sei-
nen Antrag eingebürgert werden, 
wenn er 

i. handlungsfähig nach Maß-
gabe von § 68 Abs. 1 des 
Ausländergesetzes oder 
gesetzlich vertreten ist, 

ii. keinen Ausweisungsgrund 
nach § 46 Nr. 1 bis 4, § 47 
Abs. 1 oder 2 des Auslän-
dergesetzes erfüllt, 

iii. an dem Ort seiner Niederlas-
sung eine eigene Wohnung 
oder ein Unterkommen ge-
funden hat und 

iv. an diesem Ort sich und seine 
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gehörigen zu ernähren imstande ist.  

2. Vor der Einbürgerung ist über die 
Erfordernisse unter Nr. 2 bis 4 die 
Gemeinde des Niederlassungsorts 
und, sofern diese keine selbständi-
gen Armenverband bildet, auch der 
Armenverband zu hören. 

  

Angehörigen zu ernähren 
imstande ist.  

2. Vor der Einbürgerung ist über die 
Erfordernisse unter Nummer 2 bis 4 
die Gemeinde des Niederlassungs-
orts und, sofern diese keinen selb-
ständigen Armenverband bildet, 
auch der Armenverband zu hören.   

 
 

§ 9 
 

1. Die Einbürgerung in einem Bundes-
staat darf erst erfolgen, nachdem 
durch den Reichskanzler festgestellt 
worden ist, daß keiner der übrigen 
Bundesstaaten Bedenken dagegen 
erhoben hat; erhebt ein Bundes-
staat Bedenken, so entscheidet der 
Bundesrat. Die Bedenken können 
nur auf Tatsachen gestützt werden, 
welche die Besorgnis rechtfertigen, 
daß die Einbürgerung des An-
tragstellers das Wohl des Reichs 
oder eines Bundesstaats gefährden 
würde. 

2. Die Vorschriften des Abs. 1 finden 
keine Anwendung auf ehemalige 
Angehörige des Bundesstaats, bei 
dem der Antrag gestellt wird, auf 
deren Kinder oder Enkel sowie auf 
Personen, die von einem Angehöri-
gen des Staates an Kindes Statt 
angenommen sind, es sei denn, 
daß der Antragsteller einem aus-
ländischen Staate angehört, auf 
Ausländer, die im Deutschen Rei-
che geboren sind, wenn sie sich in 
dem Bundesstaate, bei dem der An-
trag gestellt wird, bis zur Vollendung 
des einundzwanzigsten Lebens-
jahrs dauernd aufgehalten haben 
und die Einbürgerung innerhalb 
zweier Jahre nach diesem Zeitpunkt 
beantragen.  

 

1. Ehegatten oder Lebenspartner 
Deutscher sollen unter den Vor-
aussetzungen des § 8 eingebürgert 
werden, wenn 

i. sie ihre bisherige Staatsan-
gehörigkeit verlieren oder 
aufgeben oder ein Grund für 
die Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit nach Maß-
gabe von § 87 des Auslän-
dergesetzes vorliegt und  

ii. gewährleistet ist, daß sie sich 
in die deutschen Lebens-
verhältnisse einordnen, es 
sei denn, daß der Einbürge-
rung erhebliche Belange der 
Bundesrepublik Deutsch-
land, insbesondere solche 
der äußeren oder inneren 
Sicherheit sowie der zwi-
schenstaatlichen Beziehun-
gen entgegenstehen.  

2. Die Regelung des Absatzes 1 gilt 
auch, wenn die Einbürgerung bis 
zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Tod des deutschen Ehegatten oder 
nach Rechtskraft des die Ehe auf-
lösenden Urteils beantragt wird und 
dem Antragsteller die Sorge für die 
Person eines Kindes aus der Ehe 
zusteht, das bereits die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt. 

3. Minderjährige stehen Volljährigen 
gleich.    
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§ 10 
 

Die Witwe oder geschiedene Ehefrau eines 
Ausländers, die zur Zeit ihrer Eheschließung 
eine Deutsche war, muß auf ihren Antrag von 
dem Bundesstaat, in dessen Gebiet sie sich 
niedergelassen hat, eingebürgert werden, 
wenn sie den Erfordernissen des § 8 Abs. 1 
Nr. 1, 2 entspricht. Über das Erfordernis unter 
Nr. 2 ist vor der Einbürgerung die Gemeinde 
des Niederlassungsortes zu hören. 

/-/ 

 
 

§ 11 
 

Ein ehemaliger Deutscher, der als Minderjäh-
riger die Reichsangehörigkeit durch Entlas-
sung verloren hat, muß auf seinen Antrag von 
dem Bundesstaat, in dessen Gebiet er sich 
niedergelassen hat, eingebürgert werden, 
wenn er den Erfordernissen des § 8 Abs. 1 
entspricht und den Antrag innerhalb zweier 
Jahre nach der Volljährigkeit stellt. Die Vor-
schrift des § 8 Abs. 2 findet Anwendung. 

/-/ 

 
§ 12 

 
Ein Ausländer, der mindestens ein Jahr wie 
ein Deutscher im Heere oder in der Marine 
aktiv gedient hat, muß auf seinen Antrag von 
dem Bundesstaat, in dessen Gebiet er sich 
niedergelassen hat, eingebürgert werden, 
wenn er den Erfordernissen des § 8 Abs. 1 
entspricht und die Einbürgerung nicht das 
Wohl des Reichs oder eines Bundesstaats 
gefährden würde. Die Vorschriften des § 8 
Abs. 2 und des § 9 finden Anwendung. 

/-/ 

 
§ 13 

 
Ein ehemaliger Deutscher, der sich im Inland 
niedergelassen hat, kann von dem Bundes-
staate, dem er früher angehört hat, auf sei-
nen Antrag eingebürgert werden, wenn er 
den Erfordernissen des § 8 Abs. 1 Nr. 1, 2 
entspricht; dem ehemaligen Deutschen steht 
gleich, wer von einem solchen abstammt o-
der an Kinder Statt angenommen ist. Vor der 
Einbürgerung ist dem Reichskanzler Mittei-
lung zu machen; die Einbürgerung unter-
bleibt, wenn der Reichskanzler Bedenken 
erhebt. 

Ein ehemaliger Deutscher, der sich nicht im 
Inland niedergelassen hat, kann von dem 
Bundesstaat, dem er früher angehört hat, auf 
seinen Antrag eingebürgert werden, wenn er 
den Erfordernissen des § 8 Abs. 1 Nr. 1, 2 
entspricht; dem ehemaligen Deutschen steht 
gleich, wer von einem solchen abstammt o-
der als Kind angenommen ist.
Vor der Einbürgerung ist dem Reichskanzler 
Mitteilung zu machen; die Einbürgerung un-
terbleibt, wenn der Reichskanzler Bedenken 
erhebt. 
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§ 14 
 

1. Die von der Regierung oder der 
Zentral- oder höheren Verwaltungs-
behörde eines Bundesstaats vollzo-
gene oder bestätigte Anstellung im 
unmittelbaren oder mittelbaren 
Staatsdienst, im Dienste einer Ge-
meinde oder eines Gemeindever-
bandes, im öffentlichen Schuldienst 
oder im Dienste einer von dem 
Bundesstaat anerkannten Religi-
onsgemeinschaft gilt für einen 
Deutschen als Aufnahme, für einen 
Ausländer als Einbürgerung, sofern 
nicht in der Anstellungs- oder Bes-
tätigungsurkunde ein Vorbehalt ge-
macht wird. 

2. Diese Vorschrift findet keine An-
wendung auf die Anstellung als Of-
fizier oder Beamter des Beurlaub-
tenstandes.   

 

Ein Ausländer, der sich nicht im Inland nie-
dergelassen hat, kann unter den sonstigen 
Voraussetzungen der §§ 8 und 9 eingebür-
gert werden, wenn Bindungen an Deutsch-
land bestehen, die eine Einbürgerung recht-
fertigen. 

 
§ 15 

 
1. Die im Reichsdienst erfolgte Anstel-

lung eines Ausländers, der seinen 
dienstlichen Wohnsitz in einem 
Bundesstaate hat, gilt als Einbürge-
rung in diesen Bundesstaat, sofern 
nicht in der Anstellungsurkunde ein 
Vorbehalt gemacht wird. 

2. Hat der Angestellte seinen dienstli-
chen Wohnsitz im Ausland und be-
zieht er ein Diensteinkommen aus 
der Reichskasse, so muß er von 
dem Bundesstaate, bei dem er den 
Antrag stellt, eingebürgert werden; 
bezieht er kein Diensteinkommen 
aus der Reichskasse, so kann er 
mit Zustimmung des Reichskanzlers 
eingebürgert werden. 

  
 

1. Die im Reichsdienst erfolgte Anstel-
lung eines Ausländers, der seinen 
dienstlichen Wohnsitz in einem 
Bundesstaat hat, gilt als Einbürge-
rung in diesen Bundesstaat, sofern 
nicht in der Anstellungsurkunde ein 
Vorbehalt gemacht wird. 

2. Hat der Angestellte seinen dienstli-
chen Wohnsitz im Ausland und be-
zieht er ein Diensteinkommen aus 
der Reichskasse, so muß er von 
dem Bundesstaat, bei dem er den 
Antrag stellt, eingebürgert werden; 
bezieht er kein Diensteinkommen 
aus der Reichskasse, so kann er 
mit Zustimmung des Reichskanz-
lers eingebürgert 
werden.  

 
§ 16 
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1. Die Aufnahme oder Einbürgerung 
wird wirksam mit der Aushändigung 
der von der höheren Verwaltungs-
behörde hierüber ausgefertigten Ur-
kunde oder der Urkunde über die 
unter den Voraussetzungen des § 
14 oder des § 15 Abs. 1 erfolgte 
Anstellung. 

2. Die Aufnahme oder Einbürgerung 
erstreckt sich, insofern nicht in der 
Urkunde ein Vorbehalt gemacht 
wird, zugleich auf die Ehefrau und 
auf diejenigen Kinder, deren gesetz-
liche Vertretung dem Aufgenomme-
nen oder Eingebürgerten kraft elter-
licher Gewalt zusteht. Ausgenom-
men sind Töchter, die verheiratet 
sind oder verheiratet gewesen sind.  

 

1. Die ... Einbürgerung wird wirksam 
mit der Aushändigung der von der 
höheren Verwaltungsbehörde hier-
über ausgefertigten Urkunde. Die 
Landesregierungen werden er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung 
die zuständige Behörde abwei-
chend von Satz 1 zu bestimmen. 
Sie können diese Ermächtigung auf 
oberste Landesbehörden übertra-
gen. 

2. Die ... Einbürgerung erstreckt sich, 
insofern nicht in der Urkunde ein 
Vorbehalt gemacht wird, zugleich ... 
auf diejenigen Kinder, deren ge-
setzliche Vertretung dem ... Einge-
bürgerten kraft elterlicher Sorge 
zusteht. Ausgenommen sind Töch-
ter, die verheiratet sind oder verhei-
ratet gewesen sind.  

 
 

§ 17 
 
 

Die Staatsangehörigkeit geht verloren  

• durch Entlassung (§§ 18 bis 24),  
• durch den Erwerb einer ausländi-

schen Staatsangehörigkeit (§ 25),  
• durch Nichterfüllung der Wehrpflicht 

(§§ 26, 29),  
• durch Ausspruch der Behörde (§§ 

27 bis 29),  
• für ein uneheliches Kind durch eine 

von dem Angehörigen eines ande-
ren Bundesstaats oder von einem 
Ausländer bewirkte und nach den 
deutschen Gesetzen wirksame Le-
gitimation,  

• für eine Deutsche durch Eheschlie-
ßung mit dem Angehörigen eines 
anderen Bundesstaats oder mit ei-
nem Ausländer.  

 

Die Staatsangehörigkeit geht verloren 

1. durch Entlassung (§§ 18 bis 24), 
2. durch den Erwerb einer ausländi-

schen Staatsangehörigkeit (§ 25), 
3. durch Verzicht (§ 26), 
4. durch Annahme als Kind durch ei-

nen Ausländer (§ 27), 
5. durch Eintritt in die Streitkräfte oder 

einen vergleichbaren bewaffneten 
Verband eines ausländischen Staa-
tes (§ 28) oder 

6. durch Erklärung (§ 29).  

 

 
 

§ 18 
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Die Entlassung einer Ehefrau kann nur von 
dem Manne und, sofern dieser ein Deutscher 
ist, nur zugleich mit seiner Entlassung bean-
tragt werden. Der Antrag bedarf der Zustim-
mung der Frau. 

Ein Deutscher wird auf seinen Antrag aus der 
Staatsangehörigkeit entlassen, wenn er den 
Erwerb einer ausländischen Staatsangehö-
rigkeit beantragt und ihm die zuständige Stel-
le die Verleihung zugesichert hat. 

 
§ 19 

 
 

1. Die Entlassung einer Person, die 
unter elterlicher Gewalt oder unter 
Vormundschaft steht, kann nur von 
dem gesetzlichen Vertreter und nur 
mit Genehmigung des deutschen 
Vormundschaftsgerichts beantragt 
werden. Gegen die Entscheidung 
des Vormundschaftsgerichts steht 
auch der Staatsanwaltschaft die 
Beschwerde zu; gegen den 
Beschluß des Beschwerdegerichts 
ist die weitere Beschwerde unbe-
schränkt zulässig. 

2. Die Genehmigung des Vormund-
schaftsgerichts ist nicht erforderlich, 
wenn der Vater oder die Mutter die 
Entlassung für sich und zugleich 
kraft elterlicher Gewalt für ein Kind 
beantragt und dem Antragsteller die 
Sorge für die Person des Kindes 
zusteht. Erstreckt sich der Wir-
kungskreis eines der Mutter bestell-
ten Beistandes auf die Sorge für die 
Person des Kindes, so bedarf die 
Mutter zu dem Antrag auf Entlas-
sung des Kindes die Genehmigung 
des Beistandes.  

 

1. Die Entlassung einer Person, die un-
ter elterlicher Sorge oder unter 
Vormundschaft steht, kann nur von 
dem gesetzlichen Vertreter und nur 
mit Genehmigung des deutschen 
Vormundschaftsgerichts beantragt 
werden. Gegen die Entscheidung 
des Vormundschaftsgerichts steht 
auch der Staatsanwaltschaft, der 
die Entscheidung bekanntzuma-
chen ist, die Beschwerde zu; gegen 
den Beschluß des Beschwerdege-
richts ist die weitere Beschwerde 
unbeschränkt zulässig. 

2. Die Genehmigung des Vormund-
schaftsgerichts ist nicht erforder-
lich, wenn der Vater oder die Mutter 
die Entlassung für sich und 
zugleich kraft elterlicher Sorge für 
ein Kind beantragt und dem An-
tragsteller die Sorge für die Person 
dieses Kindes zusteht 

 

 
 

§ 20 
 
 

Die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit 
in einem Bundesstaate bewirkt zugleich die 
Entlassung aus der Staatsangehörigkeit in 
jedem anderen Bundesstaate, soweit sich der 
Entlassene nicht die Staatsangehörigkeit in 
einem anderen Bundesstaate durch eine Er-
klärung gegenüber der zuständigen Behörde 
des entlassenden Staates vorbehält. Dieser 
Vorbehalt muß in der Entlassungsurkunde 

/-/ 
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vermerkt werden. 
 

§ 21 
 
 

Die Entlassung muß jedem Staatsangehöri-
gen auf seinen Antrag erteilt werden, wenn er 
die Staatsangehörigkeit in einem anderen 
Bundesstaate besitzt und sich diese gemäß § 
20 vorbehält. 

/-/ 

 
§ 22 

 
 

1. Fehlt es an den Voraussetzungen 
des § 21, so wird die Entlassung 
nicht erteilt  

o Wehrpflichtigen, über deren 
Dienstverpflichtung noch 
nicht endgültig entschieden 
ist, sofern sie nicht ein 
Zeugnis der Ersatzkommis-
sion darüber beibringen, daß 
nach der Überzeugung der 
Kommission die Entlassung 
nicht in der Absicht nachge-
sucht wird, die Erfüllung der 
aktiven Dienstpflicht zu um-
gehen,  

o Mannschaften des aktiven 
Heeres, der aktiven Marine 
oder der aktiven Schutztrup-
pen,  

o Mannschaften des Beurlaub-
tenstandes der im § 56 Nr. 2 
bis 4 des Reichsmilitärge-
setzes bezeichneten Art, so-
fern sie nicht die Genehmi-
gung der Militärbehörde er-
halten haben,  

o sonstige Mannschaften der 
Beurlaubtenstandes, nach-
dem sie eine Einberufung 
zum aktiven Dienste erhal-
ten haben,  

o Beamten und Offiziere, mit 
Einschluß derer des Beur-
laubtenstandes, bevor sie 
aus dem Dienste entlassen 
sind.  

2. Aus anderen als den in Abs. 1 be-

Die Entlassung darf nicht erteilt werden 

1. Beamten, Richtern, Soldaten der 
Bundeswehr und sonstigen Perso-
nen, die in einem öffentlich-
rechtlichen Dienst- oder Amtsver-
hältnis stehen, solange ihr Dienst- 
oder Amtsverhältnis nicht beendet 
ist, mit Ausnahme der ehrenamtlich 
tätigen Personen, 

2. Wehrpflichtigen, solange nicht das 
Bundesministerium der Verteidi-
gung oder die von ihm bezeichnete 
Stelle erklärt hat, daß gegen die 
Entlassung Bedenken nicht beste-
hen.  
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zeichneten Gründen darf in Frie-
denszeiten die Entlassung nicht 
versagt werden. Für die Zeit des 
Krieges oder einer Kriegsgefahr 
bliebt dem Kaiser der Erlaß beson-
derer Anordnungen vorbehalten. 

 
 
 

§ 23 
 
 

1. Die Entlassung wird wirksam mit 
der Aushändigung einer von der 
höheren Verwaltungsbehörde des 
Heimatstaats ausgefertigten Entlas-
sungsurkunde. Die Urkunde wird 
nicht ausgehändigt an Personen, 
die verhaftet sind oder deren Ver-
haftung oder Festnahme von einer 
Gerichts- oder Polizeibehörde an-
geordnet ist. 

2. Soll sich die Entlassung zugleich 
auf die Ehefrau oder die Kinder des 
Antragstellers beziehen, so müssen 
auch diese Personen in der Entlas-
sungsurkunde mit Namen aufge-
führt sein.  

 

1. Die Entlassung wird wirksam mit der 
Aushändigung einer von der höhe-
ren Verwaltungsbehörde des Hei-
matstaats ausgefertigten Entlas-
sungsurkunde. Die Urkunde wird 
nicht ausgehändigt an Personen, 
die verhaftet sind oder deren Ver-
haftung oder Festnahme von einer 
Gerichts- oder Polizeibehörde an-
geordnet ist. Die Landesregierun-
gen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die zuständige 
Behörde abweichend von Satz 1 zu 
bestimmen. Sie können diese Er-
mächtigung auf oberste Landesbe-
hörden übertragen. 

2. Soll sich die Entlassung zugleich auf 
... die Kinder des Antragstellers be-
ziehen, so müssen auch diese Per-
sonen in der Entlassungsurkunde 
mit Namen aufgeführt werden.  

 
 

 
§ 24 

 
 

1. Die Entlassung gilt als nicht erfolgt, 
wenn der Entlassene beim Ablauf 
eines Jahres nach der Aushändi-
gung der Entlassungsurkunde sei-
nen Wohnsitz oder dauernden Auf-
enthalt im Inland hat. 

2. Diese Vorschrift findet keine An-
wendung, wenn der Entlassene sich 
die Staatsangehörigkeit in einem 
anderen Bundesstaate gemäß § 20 
vorbehalten hat.  

Die Entlassung gilt als nicht erfolgt, wenn der 
Entlassene die ihm zugesicherte ausländi-
sche Staatsangehörigkeit nicht innerhalb ei-
nes Jahres nach der Aushändigung der Ent-
lassungsurkunde erworben hat. 
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§ 25 
 
 

1. Ein Deutscher, der im Inland weder 
seinen Wohnsitz noch seinen dau-
ernden Aufenthalt hat, verliert seine 
Staatsangehörigkeit mit dem Er-
werb einer ausländischen Staats-
angehörigkeit, wenn dieser Erwerb 
auf seinen Antrag oder den Antrag 
des Ehemanns oder des gesetzli-
chen Vertreters erfolgt, die Ehefrau 
und der Vertretene jedoch nur, 
wenn die Voraussetzungen vorlie-
gen, unter denen nach den §§ 18, 
19 die Entlassung beantragt werden 
könnte. 

2. Die Staatsangehörigkeit verliert 
nicht, wer vor dem Erwerb der aus-
ländischen Staatsangehörigkeit auf 
seinen Antrag die schriftliche Ge-
nehmigung der zuständigen Behör-
de seines Heimatstaats zur Beibe-
haltung seiner Staatsangehörigkeit 
erhalten hat. Vor der Erteilung der 
Genehmigung ist der deutsche 
Konsul zu hören. 

3. Unter Zustimmung des Bundesrats 
kann von dem Reichskanzler ange-
ordnet werden, daß Personen, wel-
che die Staatsangehörigkeit in ei-
nem bestimmten ausländischen 
Staate erwerben wollen, die im Abs. 
2 vorgesehene Genehmigung nicht 
erteilt werden darf.  

 

1. Ein Deutscher verliert seine Staats-
angehörigkeit mit dem Erwerb einer 
ausländischen Staatsangehörigkeit, 
wenn dieser Erwerb auf seinen An-
trag oder auf den Antrag ... des ge-
setzlichen Vertreters erfolgt, ... der 
Vertretene jedoch nur, wenn die 
Voraussetzungen vorliegen, unter 
denen nach § 19 die Entlassung 
beantragt werden könnte. 

2. Die Staatsangehörigkeit verliert 
nicht, wer vor dem Erwerb der aus-
ländischen Staatsangehörigkeit auf 
seinen Antrag die schriftliche Ge-
nehmigung der zuständigen Behör-
de seines Heimatstaats zur Beibe-
haltung seiner Staatsangehörigkeit 
erhalten hat. Vor der Erteilung der 
Genehmigung ist der deutsche 
Konsul zu hören. Bei der Entschei-
dung über einen Antrag nach Satz 
1 sind die öffentlichen und privaten 
Belange abzuwägen. Bei einem 
Antragsteller, der seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt im Ausland hat, ist 
insbesondere zu berücksichtigen, 
ob er fortbestehende Bindungen an 
Deutschland glaubhaft machen 
kann. 

3. Unter Zustimmung des Bundesrats 
kann von dem Reichskanzler  an-
geordnet werden, daß Personen, 
welche die Staatsangehörigkeit in 
einem bestimmten ausländischen 
Staat erwerben wollen, die in Ab-
satz 2 vorgesehene Genehmigung 
nicht erteilt werden darf.  

 
 

§ 26 
 
 

1. Ein militärpflichtiger Deutscher, der 
im Inland weder seinen Wohnsitz 
noch seinen dauernden Aufenthalt 
hat, verliert seine Staatsangehörig-

1. Ein Deutscher kann auf seine 
Staatsangehörigkeit verzichten, 
wenn er mehrere Staatsangehörig-
keiten besitzt. Der Verzicht ist 
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keit mit der Vollendung einunddrei-
ßigsten Lebensjahrs, sofern er bis 
zu diesem Zeitpunkt noch keine 
endgültige Entscheidung über seine 
Dienstverpflichtung herbeigeführt 
hat, auch eine Zurückstellung über 
diesen Zeitpunkt hinaus nicht erfolgt 
ist. 

2. Ein fahnenflüchtiger Deutscher, der 
im Inland weder seinen Wohnsitz 
noch dauernden Aufenthalt hat, ver-
liert seine Staatsangehörigkeit mit 
dem Ablauf von zwei Jahren nach 
Bekanntmachung des Beschlusses, 
durch den er für fahnenflüchtig er-
klärt worden ist (§ 360 der Militär-
strafgerichtsordnung). Diese Vor-
schrift findet keine Anwendung auf 
Mannschaften der Reserve, der 
Landes- oder Seewehr und der Er-
satzreserve, die für fahnenflüchtig 
erklärt worden sind, weil sie der 
Einberufung zum Dienste keine 
Folge geleistet haben, es sei denn, 
daß die Einberufung nach Be-
kanntmachung der Kriegsbereit-
schaft oder nach Anordnung der 
Mobilmachung erfolgt ist. 

3. Wer auf Grund der Vorschriften des 
Abs. 1 und 2 seine Staatsangehö-
rigkeit verloren hat, kann von einem 
Bundesstaate nur nach Anhörung 
der Militärbehörde eingebürgert 
werden. Weist er nach, daß ihm ein 
Verschulden nicht zur Last fällt, so 
darf ihm die Einbürgerung von dem 
Bundesstaate, dem er früher ange-
hörte, nicht versagt werden.  

 

schriftlich zu erklären. 
2. Die Verzichtserklärung bedarf der 

Genehmigung der nach § 23 für die 
Ausfertigung der Entlassungsur-
kunde zuständigen Behörde. Die 
Genehmigung ist zu versagen, 
wenn eine Entlassung nach § 22 
Abs. 1 nicht erteilt werden dürfte; 
dies gilt jedoch nicht, wenn der 
Verzichtende 

i. 1. seit mindestens zehn Jah-
ren seinen dauernden Auf-
enthalt im Ausland hat oder 

ii. 2. als Wehrpflichtiger im Sin-
ne des § 22 Abs. 1 Nr. 2 in 
einem der Staaten, deren 
Staatsangehörigkeit er be-
sitzt, Wehrdienst geleistet 
hat.  

3. Der Verlust der Staatsangehörigkeit 
tritt ein mit der Aushändigung der 
von der Genehmigungsbehörde 
ausgefertigten Verzichtsurkunde. 

4. Für Minderjährige gilt § 19 entspre-
chend.  

 

 
§ 27 

 
 

�  in Deutscher, der sich im Ausland auf-
hält, kann seiner Staatsangehörigkeit durch 
Beschluß der Zentralbehörde seines Hei-
matstaats verlustig erklärt werden, wenn er 
im Falle eines Krieges oder einer Kriegsge-
fahr einer vom Kaiser angeordneten Auf-
forderung zur Rückkehr keine Folge leistet. 

�  Gehört er mehreren Bundesstaaten an, 

Ein Deutscher verliert mit der nach den deut-
schen Gesetzen wirksamen Annahme als 
Kind durch einen Ausländer die Staatsange-
hörigkeit, wenn er dadurch die Staatsangehö-
rigkeit des Annehmenden erwirbt. Der Verlust 
tritt nicht ein, wenn er mit einem deutschen 
Elternteil verwandt bleibt. Der Verlust er-
streckt sich auf die minderjährigen Abkömm-
linge, für die dem Angenommenen die alleini-
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so verliert er durch den Beschluß die 
Staatsangehörigkeit in allen Bundesstaaten 
 

ge Sorge für die Person zusteht, wenn auch 
der Erwerb der Staatsangehörigkeit durch 
den Angenommenen nach Satz 1 sich auf die 
Abkömmlinge erstreckt. 

 
§ 28 

 
 

1. Ein Deutscher, der ohne Erlaubnis 
seiner Regierung in ausländische 
Staatsdienste getreten ist, kann 
seiner Staatsangehörigkeit durch 
Beschluß der Zentralbehörde sei-
nes Heimatstaats verlustig erklärt 
werden, wenn er einer Aufforderung 
zum Austritt nicht Folge leistet. 

2. Gehört er mehreren Bundesstaaten 
an, so verliert er durch den 
Beschluß die Staatsangehörigkeit in 
allen Bundesstaaten.  

 

in Deutscher, der auf Grund freiwilliger Ver-
pflichtung ohne eine Zustimmung nach § 8 
des Wehrpflichtgesetzes in die Streitkräfte 
oder einen vergleichbaren bewaffneten Ver-
band eines ausländischen Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit er besitzt, eintritt, verliert 
die deutsche Staatsangehörigkeit. Dies gilt 
nicht, wenn er auf Grund eines zwischen-
staatlichen Vertrages dazu berechtigt ist. 

 
§ 29 

 
 

Der Verlust der Staatsangehörigkeit in den 
Fällen des § 26 Abs. 1, 2 und der §§ 27, 28 
sowie der Wiedererwerb der Staatsangehö-
rigkeit in den Fällen des § 26 Abs. 3 Satz 2 
erstreckt sich zugleich auf die Ehefrau und 
auf diejenigen Kinder, deren gesetzliche Ver-
tretung dem Ausgeschiedenen oder dem 
Wiedereingebürgerten kraft elterlicher Gewalt 
zusteht, soweit sich die Ehefrau oder die Kin-
der mit ihm in häuslicher Gemeinschaft befin-
den. Ausgenommen sind Töchter, die verhei-
rat sind oder verheiratet gewesen sind. 

1. Ein Deutscher, der nach dem 31. 
Dezember 1999 die Staatsangehö-
rigkeit nach § 4 Abs. 3 oder durch 
Einbürgerung nach § 40b erworben 
hat und eine ausländische Staats-
angehörigkeit besitzt, hat nach Er-
reichen der Volljährigkeit und nach 
Hinweis gemäß Absatz 5 zu erklä-
ren, ob er die deutsche oder die 
ausländische Staatsangehörigkeit 
behalten will. Die Erklärung bedarf 
der Schriftform. 

2. Erklärt der nach Absatz 1 Erklä-
rungspflichtige, daß er die auslän-
dische Staatsangehörigkeit behal-
ten will, so geht die deutsche 
Staatsangehörigkeit mit dem Zu-
gang der Erklärung bei der zustän-
digen Behörde verloren. Sie geht 
ferner verloren, wenn bis zur 
Vollendung des 23. Lebensjahres 
keine Erklärung abgegeben wird.  

3. Erklärt der nach Absatz 1 Erklä-
rungspflichtige, daß er die deutsche 
Staatsangehörigkeit behalten will, 
so ist er verpflichtet, die Aufgabe 



 15

oder den Verlust der ausländischen 
Staatsangehörigkeit nachzuweisen. 
Wird dieser Nachweis nicht bis zur 
Vollendung des 23. Lebensjahres 
geführt, so geht die deutsche 
Staatsangehörigkeit verloren, es 
sei denn, daß der Deutsche vorher 
auf Antrag die schriftliche Geneh-
migung der zuständigen Behörde 
zur Beibehaltung der deutschen 
Staatsangehörigkeit (Beibehal-
tungsgenehmigung) erhalten hat. 
Der Antrag auf Erteilung der Beibe-
haltungsgenehmigung kann, auch 
vorsorglich, nur bis zur Vollendung 
des 21. Lebensjahres gestellt wer-
den (Ausschlußfrist). Der Verlust 
der deutschen Staatsangehörigkeit 
tritt erst ein, wenn der Antrag be-
standskräftig abgelehnt wird. 
Einstweiliger Rechtsschutz nach § 
123 der Verwaltungsgerichtsord-
nung bleibt unberührt. 

4. Die Beibehaltungsgenehmigung 
nach Absatz 3 ist zu erteilen, wenn 
die Aufgabe oder der Verlust der 
ausländischen Staatsangehörigkeit 
nicht möglich oder nicht zumutbar 
ist oder bei einer Einbürgerung 
nach Maßgabe von § 87 des Aus-
ländergesetzes Mehrstaatigkeit 
hinzunehmen wäre oder hinge-
nommen werden könnte. 

5. Die zuständige Behörde hat den 
nach Absatz 1 Erklärungspflichti-
gen auf seine Verpflichtungen und 
die nach den Absätzen 2 bis 4 
möglichen Rechtsfolgen hinzuwei-
sen. Der Hinweis ist zuzustellen. 
Die Zustellung hat unverzüglich 
nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres des nach Absatz 1 Erklä-
rungspflichtigen zu erfolgen. Die 
Vorschriften des Verwaltungszu-
stellungsgesetzes finden Anwen-
dung. 

6. Der Fortbestand oder Verlust der 
deutschen Staatsangehörigkeit 
nach dieser Vorschrift wird von 
Amts wegen festgestellt. Das Bun-
desministerium des Innern kann 
durch Rechtsverordnung mit Zu-



 16

stimmung des Bundesrates Vor-
schriften über das Verfahren zur 
Feststellung des Fortbestands oder 
Verlusts der deutschen Staatsan-
gehörigkeit erlassen.  

 
 

§ 30 
 
 

Ein ehemaliger Deutscher, der vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die Reichs-
angehörigkeit durch Entlassung verloren 
hat, aber bei Anwendung der Vorschrift des 
§ 24 Abs. 1 als nicht entlassen gelten wür-
de, muß auf seinen Antrag von dem Bun-
desstaat, in dessen Gebiet er sich nieder-
gelassen hat, eingebürgert werden, wenn 
er seit dem im § 24 Abs. 1 bezeichneten 
Zeitpunkt seinen Wohnsitz im Inland behal-
ten hat und den Erfordernissen des § 8 
Abs. 1 entspricht, auch den Antrag inner-
halb eines Jahres nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes stellt. Die Vorschrift des § 
8 Abs. 2 findet Anwendung.  

 

/-/ 

 
§ 31 

 
 

1. Ein ehemaliger Deutscher, der vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Reichsangehörigkeit nach § 21 
des Gesetzes über die Erwerbung 
und den Verlust der Bundes- und 
Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 
1870 (Bundes-Gesetzbl. S. 255) 
durch zehnjährigen Aufenthalt im 
Ausland verloren hat, muß von dem 
Bundesstaat, in dessen Gebiet er 
sich niedergelassen hat, eingebür-
gert werden, wenn er keinem Staate 
angehört. 

2. Das gleiche gilt von dem ehemali-
gen Angehörigen eines Bundes-
staats oder eines in einem solchen 
einverleibten Staates, der bereits 
beim Inkrafttreten des Gesetzes 
vom 1. Juni 1870 nach Landesrecht 
seine Staatsangehörigkeit durch 
Aufenthalt außerhalb seines Hei-

/-/ 
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matstaats verloren hat.  

 
 

§ 32 
 
 

1. Ein militärpflichtiger Deutscher, der 
zur Zeit des Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Inland weder seinen 
Wohnsitz noch seinen dauernden 
Aufenthalt hat und vor diesem Zeit-
punkt das neunundzwanzigste, aber 
noch nicht das dreiundvierzigste 
Lebensjahr vollendet hat, verliert 
seine Staatsangehörigkeit mit dem 
Ablauf zweier Jahre, sofern er in-
nerhalb dieser Frist keine endgülti-
ge Entscheidung über seine Dienst-
verpflichtung herbeigeführt hat. 

2. Ein fahnenflüchtiger Deutscher der 
im § 26 Abs. 2 bezeichneten Art, 
der zur Zeit des Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Inland weder seinen 
Wohnsitz noch seinen dauernden 
Aufenthalt hat und vor diesem Zeit-
punkt das dreiundvierzigste Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat, verliert 
seine Staatsangehörigkeit mit dem 
Ablauf zweier Jahre, sofern er sich 
nicht innerhalb dieser Frist vor den 
Militärbehörden stellt. 

3. Die Vorschriften des § 26 Abs. 3 
und der § 29 finden entsprechende 
Anwendung.  

 

/-/ 

 

Dritter Abschnitt. Unmittelbare Reichsangehörigkeit. 
 

§ 33 
 
 

Die unmittelbare Reichsangehörigkeit kann 
verliehen werden 

• einem Ausländer, der sich in einem 
Schutzgebiete niedergelassen hat, 
oder einem Eingeborenen in einem 
Schutzgebiete; 

• einem ehemaligen Deutschen, der 
sich nicht im Inland niedergelassen 
hat; dem ehemaligen Deutschen 

/-/ 
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steht gleich, wer von ihm abstammt 
oder an Kindes Statt angenommen 
ist.  

 
 

§ 34 
 
 

Einem Ausländer, der im Reichsdienst ange-
stellt ist und seinen dienstlichen Wohnsitz im 
Ausland hat, muß auf seinen Antrag die un-
mittelbare Reichsangehörigkeit verliehen 
werden, wenn er ein Diensteinkommen aus 
der Reichskasse bezieht; sie kann ihm verlie-
hen werden, wenn er ein solches Einkommen 
nicht bezieht. 

/-/ 

 
§ 35 

 
 

Auf die unmittelbare Reichsangehörigkeit 
finden die Vorschriften dieses Gesetzes über 
die Staatsangehörigkeit in einem Bundes-
staate mit Ausnahme der Vorschriften des § 4 
Abs. 2, des § 8 Abs. 2, des § 10 Satz 2, des § 
11 Satz 2, des § 12 Satz 2 und der §§ 14, 21 
mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, 
daß an die Stelle der Zentralbehörde des 
Bundesstaats der Reichskanzler und an die 
Stelle der höheren Verwaltungsbehörde der 
Reichskanzler oder die von ihm bezeichnete 
Behörde treten. 

/-/ 

 

Vierter Abschnitt. Schlußbestimmungen. 
 

§ 36 
 
 

Unberührt bleiben die Staatsverträge, die von 
den Bundesstaaten mit ausländischen Staa-
ten vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geschlossen sind. 

1. Über die Einbürgerungen werden 
jährliche Erhebungen, jeweils für 
das vorausgegangene Kalender-
jahr, beginnend 2000, als Bundes-
statistik durchgeführt. 

2. Die Erhebungen erfassen für jede 
eingebürgerte Person folgende Er-
hebungsmerkmale: 

i. Geburtsjahr, 
ii. Geschlecht, 
iii. Familienstand, 
iv. Wohnort zum Zeitpunkt der 

Einbürgerung, 
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v. Aufenthaltsdauer im Bun-
desgebiet nach Jahren, 

vi. Rechtsgrundlage der Einbür-
gerung, 

vii. bisherige Staatsangehörig-
keiten und 

viii. Fortbestand der bisherigen 
Staatsangehörigkeiten. 

3. Hilfsmerkmale der Erhebungen sind: 
i. 1. Bezeichnung und Anschrift 

der nach Absatz 4 Aus-
kunftspflichtigen, 

ii. 2. Name und Telekommuni-
kationsnummern der für 
Rückfragen zur Verfügung 
stehenden Person und 

iii. 3. Registriernummer der ein-
gebürgerten Person bei der 
Einbürgerungsbehörde. 

4. Für die Erhebungen besteht Aus-
kunftspflicht. Auskunftspflichtig sind 
die Einbürgerungsbehörden. Die 
Einbürgerungsbehörden haben die 
Auskünfte den zuständigen statisti-
schen Ämtern der Länder jeweils 
zum 1. März zu erteilen. Die Anga-
ben zu Absatz 3 Nr. 2 sind freiwillig. 

5. An die fachlich zuständigen obers-
ten Bundes- und Landesbehörden 
dürfen für die Verwendung gegen-
über den gesetzgebenden Körper-
schaften und für Zwecke der Pla-
nung, nicht jedoch für die Regelung 
von Einzelfällen, vom Statistischen 
Bundesamt und den statistischen 
Ämtern der Länder Tabellen mit 
statistischen Ergebnissen übermit-
telt werden, auch soweit Tabellen-
felder nur einen einzigen Fall aus-
weisen.  

 
 

§ 37 
 
 

Soweit in Reichsgesetzen oder in Landesge-
setzen auf Vorschriften des Gesetzes über 
die Erwerbung und den Verlust der Bundes- 
und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 
oder des Gesetzes, betreffend die Naturalisa-

§ 68 Abs. 1 und 3, § 70 Abs. 1, 2 und 4 Satz 
1 des Ausländergesetzes gelten entspre-
chend. 



 20

tion von Ausländern, welche im Reichdienst 
angestellt sind, vom 20. Dezember 1875 ver-
weisen ist, treten an deren Stelle die entspre-
chenden Vorschriften dieses Gesetzes. 
 

§ 38 
 
 

1. In den Fällen des § 7, der §§ 10, 11, 
12, 30, 31 und des § 34 erster 
Halbsatz werden die Aufnahme- 
oder Einbürgerungsurkunden kos-
tenfrei erteilt. Das gleiche gilt für die 
Erteilung von Entlassungsurkunden 
in den Fällen des § 21. 

2. Für die Erteilung von Entlassungs-
urkunden in anderen als in den im § 
21 bezeichneten Fällen dürfen an 
Stempelabgaben und Ausferti-
gungsgebühren zusammen nicht 
mehr als drei Mark erhoben werden.  

 

1. Für Amtshandlungen in Staatsange-
hörigkeitsangelegenheiten werden, 
soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, Kosten (Gebühren 
und Auslagen) erhoben. 

2. Die Gebühr für die Einbürgerung 
nach diesem Gesetz beträgt 255 
Euro. Sie ermäßigt sich für ein 
minderjähriges Kind, das miteinge-
bürgert wird und keine eigenen 
Einkünfte im Sinne des Einkom-
mensteuergesetzes hat, auf 51 Eu-
ro. Der Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit nach § 5 und 
die Einbürgerung von ehemaligen 
Deutschen, die durch Eheschlie-
ßung mit einem Ausländer die 
deutsche Staatsangehörigkeit ver-
loren haben, ist gebührenfrei. Von 
der Gebühr nach Satz 1 kann aus 
Gründen der Billigkeit oder des öf-
fentlichen Interesses Gebührener-
mäßigung oder -befreiung gewährt 
werden. 

3. Das Bundesministerium des Innern 
wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates die weiteren gebühren-
pflichtigen Tatbestände zu bestim-
men und die Gebührensätze sowie 
die Auslagenerstattung zu regeln. 
Die Gebühr darf für die Entlassung 
51 Euro, für die Beibehaltungsge-
nehmigung 255 Euro, für die 
Staatsangehörigkeitsurkunde und 
für sonstige Bescheinigungen 100 
Deutsche Mark nicht übersteigen.  

§ 38a 
Eine Ausstellung von Urkunden in Staats-
angehörigkeitssachen in elektronischer 
Form ist ausgeschlossen.  
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§ 39 

 
 

1. Der Bundesrat erläßt Bestimmun-
gen über die Aufnahme-, Einbürge-
rungs- und Entlassungsurkunden 
sowie über die Urkunden, die zur 
Bescheinigung der Staatsangehö-
rigkeit dienen. 

2. Die Landeszentralbehörden 
bestimmen, welche Behörden im 
Sinne dieses Gesetzes als höhere 
Verwaltungsbehörden und als Mili-
tärbehörden anzusehen sind.  

 

Das Bundesministerium des Innern erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften über die Ausführung 
dieses Gesetzes und anderer Gesetze, so-
weit sie staatsangehörigkeitsrechtliche Rege-
lungen enthalten, über die Einbürgerungs-, 
Entlassungs- und Verzichtsurkunden sowie 
über die Urkunden, die zur Bescheinigung 
der Staatsangehörigkeit dienen. 

 
§ 40 

 
 

1. Gegen die Ablehnung des Antrags 
auf Aufnahme gemäß § 7, auf Ein-
bürgerung in den Fällen der §§ 10, 
11, 15, des § 26 Abs. 3, der §§ 30, 
31, des § 32 Abs. 3 oder des An-
trags auf Entlassung in den Fällen 
der §§ 21, 22 ist der Rekurs zuläs-
sig. 

2. Die Zuständigkeit der Behörden und 
das Verfahren bestimmen sich nach 
den Landesgesetzen und, soweit 
landesgesetzliche Vorschriften nicht 
vorhanden sind, nach den §§ 20, 21 
der Gewerbeordnung.  

 

Wer am 1. August 1999 Deutscher im Sin-
ne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundge-
setzes ist, ohne die deutsche Staatsange-
hörigkeit zu besitzen, erwirbt an diesem 
Tag die deutsche Staatsangehörigkeit. Für 
einen Spätaussiedler, seinen nichtdeut-
schen Ehegatten und seine Abkömmlinge 
im Sinne von § 4 des Bundesvertriebenen-
gesetzes gilt dies nur dann, wenn ihnen 
vor diesem Zeitpunkt eine Bescheinigung 
gemäß § 15 Abs. 1 oder 2 des Bundesver-
triebenengesetzes erteilt worden ist.  

§ 40b 
Ein Ausländer, der am 1. Januar 2000 
rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufent-
halt im Inland und das zehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, ist auf Antrag ein-
zubürgern, wenn bei seiner Geburt die 
Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 Satz 1 
vorgelegen haben und weiter vorliegen. 
Der Antrag kann bis zum 31. Dezember 
2000 gestellt werden.  

 
 

§ 41 
 
 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1914 
gleichzeitig mit einem Gesetze zur Abände-
rung des Reichsmilitärgesetzes sowie des 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1914 ... in 
Kraft. 
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Gesetzes, betreffend Änderungen der 
Wehrpflicht, vom 11. Februar 1888 in Kraft. 

  

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhän-
digen Unterschrift und beigedrucktem Kai-
serlichen Insiegel.  

Gegeben Balholm, an Bord M. Y. "Hohen-
zollern", den 22. Juli 1913.  
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